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Bericht des Vorstandes zu TOP 6  

- Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden und die Schaf-

fung einer neuen Ermächtigung des Vorstands, das Grundkapital - ggf. 

unter Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre - zu er-

höhen (Genehmigtes Kapital) durch eine entsprechende Änderung von 

§ 4 Abs. 4 der Satzung- 

 

 

Unter Tagesordnungspunkt 6 wird von Vorstand und Aufsichtsrat vorgeschlagen, die in der 

Hauptversammlung vom 14.06.2010 erteilte Ermächtigung zur Erhöhung des Grundkapitals 

(nach bereits erfolgter teilweisen Ausschöpfung) in Höhe von EUR 6.488.600,00 - soweit sie 

zu dem Zeitpunkt noch nicht ausgenutzt ist - mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung 

des nachfolgend bestimmten neuen Genehmigten Kapitals aufzuheben und § 4 Abs. 4 der 

Satzung wie folgt neu zu fassen: mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des  Geneh-

migten Kapitals im Handelsregister aufgehoben und eine neue Ermächtigung zur Erhöhung 

des Grundkapitals wird geschaffen, indem Abs. 4 von § 4 der Satzung wie folgt neu gefasst 

wird 

 

„(4) Der Vorstand wird ermächtigt, in der Zeit bis zum 30.04.2017 das Grundkapital der 

Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrates einmalig oder mehrfach um bis zu 

insgesamt EUR 7.152.575,00 durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender nenn-

wertloser Inhaberaktien (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen 

(Genehmigtes Kapital). Die neuen Aktien können auch an Arbeitnehmer der Gesell-

schaft oder eines verbundenen Unternehmens ausgegeben werden. Der Vorstand ent-

scheidet mit Zustimmung des Aufsichtsrates über die Bedingungen der Aktienausgabe. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit der Zustimmung des Aufsichtsrates über den 

Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre in folgenden Fällen zu entscheiden: 

 

a) für Spitzenbeträge, 
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b) zur Ausgabe neuer Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines verbun-

denen Unternehmens,  

 

c) zur Ausgabe neuer Aktien  gegen Sacheinlage zum Erwerb von Unternehmen, 

Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen,  

 

d) zur Ausgabe neuer Aktien gegen Bareinlage, wenn der Ausgabebetrag der neu-

en Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung 

und gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Feststellung des Ausga-

bebetrages durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1 und 

2, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag 

des Grundkapitals 10 % des zum Zeitpunkt der Eintragung dieser Ermächtigung 

im Handelsregister vorhandenen Grundkapitals (EUR 14.305.150,00) und - ku-

mulativ - 10 % des zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen 

Grundkapitals nicht übersteigt. Auf die Höchstgrenze von 10 % des Grundkapi-

tals ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder zu-

rückerworbene Aktien entfällt, die seit der Eintragung dieser Ermächtigung im 

Handelsregister unter vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder ent-

sprechend § 186 Abs. 3 S. 4 AktG ausgegeben oder veräußert worden sind, so-

wie der anteilige Betrag am Grundkapital, auf den sich Options- und/oder Wand-

lungsrechte aus Options- und/oder Wandelschuldverschreibungen und/oder 

Wandlungspflichten aus Wandelschuldverschreibungen beziehen, die seit der 

Eintragung dieser Ermächtigungen im Handelsregister in entsprechender An-

wendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben worden sind.“.“  

 

Die dem Vorstand zu erteilende Ermächtigung sieht den möglichen Ausschluss des gesetzli-

chen Bezugsrechts der Aktionäre vor, damit der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsra-

tes ggf. in der Lage ist, im Interesse der Gesellschaft das Grundkapital in den vorgesehenen 

Fällen auch unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu erhöhen. Dies gilt für Spit-

zenbeträge zur Herstellung eines glatten Bezugsverhältnisses sowie für die Ausgabe von 

Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens. Die Aus-

gabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft oder eines verbundenen Unternehmens 

hat der Gesetzgeber bereits durch die Einfügung der Bestimmung in § 202 Abs. 4 AktG als 

materielle Rechtfertigung für einen Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre angesehen. 

Außerdem ist die Schaffung neuer Aktien gegen Sacheinlage ein geeignetes, erforderliches 

und angemessenes Mittel, um - bei entsprechendem Interesse der Veräußerer an Aktien der 

Gesellschaft - den Erwerb von Unternehmen, Unternehmsteilen oder Beteiligungen an Un-

ternehmen durchzuführen. Diese Form der Gegenleistung wird bei derartigen Transaktionen 

häufig verlangt und bietet der Gesellschaft die Möglichkeit, Unternehmens- bzw. Beteili-

gungskäufe flexibel zu gestalten. Die Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss zur Schaf-
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fung neuer Aktien gegen Bareinlage ist bereits gem. § 186 Abs. 3 S. 4 AktG zulässig, da eine 

solche Barkapitalerhöhung 10 % des im Zeitpunkt der Eintragung der Ermächtigung im Han-

delsregister vorhandenen Grundkapitals und - kumulativ - 10 % des im Zeitpunkt der Ausga-

be der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigen und der Ausgabebetrag 

der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festsetzung des Ausgabebetrages nicht wesent-

lich unterschreiten darf. Die vorgeschlagene Ermächtigung versetzt den Vorstand in die La-

ge, mit Zustimmung des Aufsichtsrats kurzfristig günstige Börsensituationen ausnutzen zu 

können und durch die schnelle Platzierung junger Aktien einen höheren Mittelzufluss zu er-

reichen. Bei der Ausnutzung der beantragten Ermächtigung wird der Vorstand den Ausgabe-

betrag so festsetzen, dass der Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig wie möglich ist, d. h. 

voraussichtlich nicht mehr als 3 %, keinesfalls aber mehr als 5 % des dann aktuellen Bör-

senpreises beträgt. Durch diese Vorgabe ist sichergestellt, dass die bestehenden Aktionäre 

keiner erheblichen Verwässerung ihres Anteilsbesitzes ausgesetzt sind. Bei der Berechnung 

der 10%-Grenze sind zudem anderweitige Ausnutzungen der Ermächtigung zum vereinfach-

ten Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG abzuset-

zen. 

 

 

Villingen-Schwenningen, im April 2012 

 

 

NEXUS AG 

Der Vorstand  

 


